
Synopse Änderungsvorschlag Hauptsatzung des Rhein-Kreises Neuss 

     
ALT  NEU 

Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss hat aufgrund des § 5 Abs. 3 der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (SGV NRW 2021), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.04.2022 (GV NRW, 
S. 490) in seiner Sitzung am 29.03.2023 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

 

 (1) Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss hat aufgrund des § 5 Abs. 3 der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (SGV NRW 2021), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.04.2022 (GV NRW, 
S. 490) in seiner Sitzung am 29.03.2023 folgende Hauptsatzung beschlossen. 
(2) Die in dieser Satzung verwandten personenbezogenen Formulierungen sind geschlechtsneutral 
zu verstehen. 

 
   
 
 
§ 4a 
Bildaufnahmen / Film- und Tonaufnahmen in  
Sitzungen des Kreistages 
 
(1) In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zulässig, wenn sie die Ordnung der 
Sitzung nicht gefährden. Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Bildaufnahmen 
von Zuhörern/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbediensteten mit Ausnahme des Land-
rats/der Landrätin, des allgemeinen Vertreters/der allgemeinen Vertreterin und sonstigen 
Bediensteten in Führungspositionen (i.S.d. § 49 Abs. 1 Satz 7 KrO NRW).  
 
Eine Gefährdung der Ordnung der Sitzung liegt insbesondere vor, wenn 
- durch die Anfertigung von Bildaufnahmen Mitglieder des Kreistages, Zuhö-
rer/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbedienstete nicht nur unwesentlich gestört werden 
(z.B. Geräusche, Blitzlichteinsatz), 
- durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Würde des Plenums bei besonderen An-
lässen beeinträchtigt wird (z.B. bei Gedenkminuten) oder 
- durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Persönlichkeitsrechte der abgebildeten 
Personen in erheblicher Weise betroffen werden (z.B. verdeckte Bildaufnahmen, Bildau f-
nahmen in besonders emotionalisierten Situationen). 
Über das Vorliegen einer Gefährdung der Ordnung der Sitzung entscheidet der Land-
rat/die Landrätin oder sein/ihr Vertreter bei der Sitzungsleitung.  
 
(2) Film- und Tonaufnahmen von den Kreistagsmitgliedern mit dem Ziel der Veröffentl i-
chung sind in öffentlicher Sitzung zum Zwecke der Direktübertragung  im Internet zuläs-
sig. Die Film- und Tonaufnahmen dürfen ohne Zustimmung des Landrats/der Landrätin 
nicht anderweitig verwendet werden. Der Landrat/die Landrätin bestimmt die Interne t-
adresse auf der Internetseite des Kreises www.rhein-kreis-neuss.de unter der die Auf-
nahme abgerufen werden kann. 
Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Film- und Tonaufnahmen von Zuhö-
rern/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbediensteten mit Ausnahme des Landrats/der Land-
rätin, des allgemeinen Vertreters/der allgemeinen Vertreterin und sonstigen Bediensteten 
in Führungspositionen (i.S.d. § 49 Abs. 1 Satz 7 KrO NRW). Der Landrat/die Landrätin 
bestimmt, wer die Film- und Tonaufnahmen durchführt. Im Fall der Gefährdung der Ord-
nung der Sitzung kann der Landrat/die Landrätin d ie Anfertigung von Film- und Tonauf-
nahmen unterbrechen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 4a Abs. 1 Sätze 3 - 4 
entsprechend. 
Aufnahmen von Kreistagssitzungen sind sechs Monate nach Beendigung der betreffenden 

  
 
§ 4a 
Bildaufnahmen / Film- und Tonaufnahmen in  
Sitzungen des Kreistages 
 
(1) In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zulässig, wenn sie die Ordnung der 
Sitzung nicht gefährden. Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Bildaufnahmen 
von Zuhörern/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbediensteten mit Ausnahme des Land-
rats/der Landrätin, des allgemeinen Vertreters/der allgemeinen Vertreterin und sonsti-
gen Bediensteten in Führungspositionen (i.S.d. § 49 Abs. 1 Satz 7 KrO NRW).  
  
Eine Gefährdung der Ordnung der Sitzung liegt insbesondere vor, wenn 
- durch die Anfertigung von Bildaufnahmen Mitglieder des Kreistages, Zuhö-
rer/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbedienstete nicht nur unwesentlich gestört werden 
(z.B. Geräusche, Blitzlichteinsatz), 
- durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Würde des Plenums bei besonderen 
Anlässen beeinträchtigt wird (z.B. bei Gedenkminuten) oder 
- durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Persönlichkeitsrechte der abgebildeten 
Personen in erheblicher Weise betroffen werden (z.B. verdeckte Bildaufnahmen, Bild-
aufnahmen in besonders emotionalisierten Situationen). 
Über das Vorliegen einer Gefährdung der Ordnung der Sitzung entscheidet der Land-
rat/die Landrätin oder sein/ihr Vertreter bei der Sitzungsleitung. 
 
(2) Film- und Tonaufnahmen von den Kreistagsmitgliedern mit dem Ziel der Veröffentl i-
chung sind in öffentlicher Sitzung zum Zwecke der Direktübertragung im Internet zuläs-
sig. Die Film- und Tonaufnahmen dürfen ohne Zustimmung des Landrats/der Landrätin 
nicht anderweitig verwendet werden. Der Landrat/die Landrätin bestimmt die Internet-
adresse auf der Internetseite des Kreises www.rhein-kreis-neuss.de unter der die Auf-
nahme abgerufen werden kann. 
Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Film- und Tonaufnahmen von Zuhö-
rern/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbediensteten mit Ausnahme des Landrats/der Land-
rätin, des allgemeinen Vertreters/der allgemeinen Vertreterin und sonstigen Bedienste-
ten in Führungspositionen (i.S.d. § 49 Abs. 1 Satz 7 KrO NRW). Der Landrat /die Landrä-
tin bestimmt, wer die Film- und Tonaufnahmen durchführt. Im Fall der Gefährdung der 
Ordnung der Sitzung kann der Landrat/die Landrätin die Anfertigung von Film- und 
Tonaufnahmen unterbrechen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 4a Abs. 1 
Sätze 3 - 4 entsprechend. 
Aufnahmen von Kreistagssitzungen sind sechs Monate nach Beendigung der betreffen-



Wahlperiode zu löschen. 
 
 
§ 6 
Rechte und Pflichten der Kreistagsabgeordneten sowie der Kreisausschuss- und 
Ausschussmitglieder 
 
(2) Gemäß § 28 Abs. 2 Satz 2 KrO NRW müssen die Kreistagsabgeordneten sowie die 
Mitglieder des Kreisausschusses und der Ausschüsse dem Landrat schriftlich Auskunft 
über ihre wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse geben, soweit das für die Aus-
übung ihrer Tätigkeit von Bedeutung sein kann. Die Auskunft erstreckt sich auf:  
1. den gegenwärtig ausgeübten Beruf und Beraterverträge, und zwar:  
a) bei unselbstständiger Tätigkeit unter Angabe des Arbeitgebers und der Branche, 
der eigenen Funktion bzw. dienstlichen Stellung, 
b) bei selbstständiger Tätigkeit unter Angabe der Art des Gewerbes bzw. des Be-
rufszweiges, 
c) bei Beraterverträgen auf die Art der Beratung bzw. die Bezeichnung des Berufs-
zweiges,  
2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im Sinne des 
§ 125 Abs. 1 Satz 5 des Aktiengesetzes, 
3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Aufgabenbereichen in 
öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Lan-
desorganisationsgesetzes genannten Behörden und Einrichtungen, 
4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen,  
5. die Funktion in Vereinen oder vergleichbaren Gremien.  
Änderungen sind dem Landrat/der Landrätin unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die 
Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu veröffentlichen. Die Auskünfte über die 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse sind vertraulich zu behandeln. Nach Ab-
lauf der Wahlperiode sind die gespeicherten Daten ausgeschiedener Mitglieder über ihre 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse zu löschen. 
 
 
§ 17 
Personalangelegenheiten 
 
(1) Für die dienst- und arbeitsrechtlichen Entscheidungen hinsichtlich der Bed iensteten 
des Kreises ist der Landrat/die Landrätin zuständig, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Dies schließt die Zuständigkeit des Landrates für die Entscheidungen über 
Widersprüche der Beamten, Ruhestandsbeamten, früheren Beamten und Hinterbliebenen 
gegen Verwaltungsakte, die das Beamtenverhältnis betreffen, mit ein.  
 
(2) Dienstrechtliche Entscheidungen, die aufgrund einer gesetzlichen Bestimmung durch 
die oberste Dienstbehörde (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LBG NRW) zu treffen sind, werden auf 
den Landrat/die Landrätin übertragen, soweit dies gesetzlich zulässig ist.  
 
 
(3) Entscheidungen, die für Bedienstete in Führungsfunktionen deren beamtenrechtliches 
Grundverhältnis oder deren Arbeitsverhältnis zum Kreis verändern, trifft der Kreistag im 
Einvernehmen mit dem Landrat/der Landrätin, soweit gesetzlichen nichts anderes be-
stimmt ist. Kommt ein solches Einvernehmen nicht zustande, kann der Kreistag diese 
Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Kreistags-
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§ 17 
Personalangelegenheiten 
 
(1) Für die dienst- und arbeitsrechtlichen Entscheidungen hinsichtlich der Bediensteten 
des Kreises ist der Landrat/die Landrätin zuständig, soweit gesetzlich nichts anderes 
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mitglieder treffen. 
 
 
§ 18 
Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Jede Einwohnerin oder jeder Einwohner des Kreises, die oder der seit mindestens 
drei Monaten in dem Kreis wohnt, hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuches mit Anregungen oder 
Beschwerden in Angelegenheiten des Kreises an den Kreistag zu wenden. Ist eine Anre-
gung oder Beschwerde von mehr als zehn Personen unterzeichnet, so muss sie eine 
Person benennen, die berechtigt ist, die Unterzeichnenden zu vertreten.  
 
 
(3) Eingaben von Bürgern/innen, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt 
haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung durch den Krei s-
tag oder Kreisausschuss vom Landrat zurückzugeben bzw. an die zuständige Stelle we i-
terzuleiten. 
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